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§ 3
(1) Überplanmäßige Gewinne sind von den Betrieben 

der zentralgeleiteten Wirtschaft wie folgt zu verwenden:
a) zur Zahlung von Tilgungsraten und Zinsen für 

Rationalisierungskredite, soweit diese Kredite neu 
aufgenommen und die Tilgungen nicht geplant 
sind, sowie zur Rückzahlung von Liquiditäts
darlehen,

b) für die Zuführung zum Betriebsprämienfonds so
wie Kultur- und Sozialfonds.

(2) Von dem Rest sind:
a) 10% an den Sonderfonds der WB abzuführen; 

wenn die volkseigenen Betriebe einer Hauptver
waltung oder einem Ministerium direkt unterstellt 
sind, hat die Abführung an den Sonderfonds der

• Hauptverwaltung oder an den Sonderfonds des 
Ministeriums zu erfolgen,

b) der übrige Teil ist von zentralgeleiteten Betrieben 
an den Haushalt der Republik

abzuführen.
(3) Die bezirksgeleiteten Betriebe und die Betriebe 

der örtlichen volkseigenen Wirtschaft führen den nach 
Zahlung der Tilgungsraten für Rationalisierungskredite, 
Liquiditätsdarlehen und Zuführung zum Betriebs
prämienfonds sowie Kultur- und Sozialfonds verblei
benden Rest des Überplangewinnes in voller Höhe an 
den für sie zuständigen Haushalt ab.

(4) Falls der erwirtschaftete überplanmäßige Gewinn 
nicht ausreicht, die vertraglich vereinbarte Tilgungs
rate für Rationalisierungskredite über 20 000 DM zu

f leisten, hat die Tilgung im Verhältnis gesamter Ist- 
Gewinn zu Plangewinn zuzüglich vereinbarter Tilgungs
rate zu erfolgen. Im übrigen gelten die Bestimmungen 
des § 2 Abs. 3 Buchst, a.

(5) Die dem Haushalt der Republik, den Sonderfonds 
der WB oder Hauptverwaltungen oder Ministerien 
oder die den Haushalten der örtlichen Organe zustehen
den Anteile aus überplanmäßigen Gewinnen sind bis 
zum 15. des Monats zu überweisen, der dem Viertel
jahresschluß folgt.

(6) Unter WB im Sinne dieser Anordnung sind auch 
solche Kontore zu verstehen, denen juristisch selb
ständige Betriebe unterstellt sind.

§ 4
Die Zuführung der Gewinne zu den betrieblichen Fonds

(1) a) Die Zuführungen zu dem Betriebsprämienfonds
sowie Kultur- und Sozialfonds sind zu den ge
setzlich vorgeschriebenen Terminen vorzu
nehmen.

b) Dem Fonds zur Erweiterung der Grundmittel 
und dem Umlaufmittelfonds sind Abschlags
raten, die der voraussichtlichen Erfüllung der 
Gewinnpläne entsprechen, zuzuführen. Diese 
Zuführungen sind bis zum 15. Kalendertag und 
letzten Werktag jedes Monats je zur Hälfte 
fällig. Durch die Raten dürfen die geplanten 
Zuführungen nicht überschritten werden. Von 
den in einem Vierteljahr fälligen Zuführungen 
sind im ersten Monat des Vierteljahres 30 %, 
im zweiten und dritten Monat je 35 °/o fällig.

(2) Mit den Zuführungen zu den betrieblichen Fonds 
sind gleichzeitig die Geldmittel auf die entsprechenden 
Sonderbankkonten bei den zuständigen Bankinstituten 
zu überweisen.

(3) Die Deutsche Investitionsbank kontrolliert den 
rechtzeitigen und vollständigen Eingang der Gewinn
teile auf den Sonderbankkonten „Erweiterung der 
Grundmittel“.

§ 5
Sonderbestimmungen

(1) Die für die zentralgeleiteten volkseigenen Betriebe 
zuständigen übergeordneten Organe sind mit Zustim
mung des Ministers der Finanzen berechtigt, den ökono
mischen Besonderheiten einzelner Wirtschaftszweige 
entsprechende branchebedingte Regelungen über die 
Verwendung der Gewinne innerhalb ihrer Bereiche zu 
treffen.

(2) Die volkseigenen Betriebe der Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft einschließlich der MTS-Spezialwerk- 
stätten und des landwirtschaftlichen volkseigenen Han
dels sowie die Betriebe des Ministeriums für Post- und 
Fernmeldewesen, der Deutschen Reichsbahn, der Haupt
verwaltung Reichsbahnausbesserungswerke, der Haupt
verwaltung Schiffahrt und der Hauptverwaltung der 
Wasserstraßen verwenden keine Gewinne für die 
Finanzierung des Planes der Erweiterung der Grund
mittel und zur Erhöhung der eigenen Umlaufmittel.

(3) Soweit die zuständigen örtlichen Organe nichts 
anderes beschließen, verwenden die volkseigenen Indu
striebetriebe, die den Gemeinden, den kreisangehörigen 
Städten und. Stadtbezirken unterstehen, die Betriebe der 
Kommunalwirtschaft und die Kreislichtspielbetriebe 
keine Gewinne für die Finanzierung des Planes der 
Erweiterung der Grundmittel und zur Erhöhung der 
eigenen Umlaufmittel. Der nach der Tilgung von 
Rationalisierungskrediten, Liquiditätsdarlehen und Zu
führungen zum Betriebsprämienfonds sowie Kultur- 
und Sozialfonds verbleibende Gewinn ist dann ohne 
weitere Aufteilung an den zuständigen örtlichen Haus
halt abzuführen.

(4) Die Räte der Bezirke und Kreise können die Aus
nahme entsprechend Abs. 2 auch auf andere BetriAe 
der bezirks- und örtlich geleiteten volkseigenen Wirt
schaft ausdehnen.

(5) Nicht anzuwenden ist diese Anordnung für die 
Betriebe des Ministeriums für Außenhandel und Inner
deutschen Handel. Für diese Betriebe werden geson
derte Anordnungen erlassen.

§ 6
Übergangsbestimmungen

(1) Die im I. Quartal 1958 aus Haushaltsmitteln finan
zierten Erweiterungen der Grundmittel gelten als end
gültige Zuschüsse und sind im Plan, der voraussicht
lichen Erfüllung per 31. März 1958 entsprechend, zu be
rücksichtigen.

(2) Die den Betrieben im I. Quartal 1958 zugeführten 
Umlaufmittel sind als endgültige Zuschüsse zu planen;

(3) Die zentralgeleiteten Betriebe führen die am 
15. April 1958 fälligen überplanmäßigen Gewinne ge
mäß § 3 Abs. 2 an das für sie am 31. März 1958 zu
ständig gewesene übergeordnete Organ ab. Diese 
Organe führen davon 10% dem Sonderfonds zu; von 
den Betrieben geleistete Vorauszahlungen auf den am 
15. April 1958 fälligen Anteil sind in Abzug zu bringen; 
Den Rest führen die übergeordneten Verwaltungen un
verkürzt an den Haushalt der Republik ab.

(4) Die Abführung der den Haushalten zustehenden 
planmäßigen und überplanmäßigen Gewinnteile ist so 
lange an die "bisherigen übergeordneten Organe vorzu
nehmen, bis eine Abführung an die Abteilung Finanzen 
des zuständigen örtlichen Organs der Staatsmacht an
geordnet wird. Von den geplanten Gewinnabführungen 
des jeweiligen Vierteljahres sind grundsätzlich im 
ersten Monat des Vierteljahres 30 %, im zweiten und


